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(3) Der Vollzug von Haftstrafe, Jugendhaft und 
Strafarrest verjährt in einem Jahr.
(4) Die Vollstreckung einer Todesstrafe verjährt in 
dreißig Jahren.

Anmerkung: Die Todesstrafe wurde in der DDR 
durch das 4. StÄG abgeschafft.

(5) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem 
das Urteil oder der Beschluß rechtskräftig geworden 
ist.
(6) Die Verwirklichung einer Zusatzstrafe verjährt 
mit der Verjährung der Verwirklichung der Haupt­
strafe.

Neuntes Kapitel 
Auslagen des Verfahrens

Vorbemerkung: Vgl. auch JKO (Reg.-Nr. 13.) sowie 
die dort abgedr. RV Nr. 25/75 des Ministers der Ju­
stiz (Kostenverfügung). Die.Anl. zu Ziff. 1.1. der 
Kostenverfügung enthält eine Übersicht über die 
Auslagen des Staatshaushalts im Strafverfahren. 
Gerichtsgebühren werden in Strafsachen nicht erho­
ben. Vgl. dazu auch §§ 1 und 2 Abs. 1 der VC) vom
15.3. 1956 über die Kosten in Strafsachen (GBl. 1 
Nr. 32 S. 273).

§362
Grundsatz
(1) Jedes Urteil, jeder Strafbefehl, jede das Haupt­
verfahren endgültig einstellende oder abschließende 
Entscheidung und jeder Beschluß über die Verwirk­
lichung von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit, der auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung ergeht, müssen bestimmen, Wer die 
Auslagen des Verfahrens zu tragen hat.
(2) Auslagen des Verfahrens sind Auslagen des 
Staatshaushalts und notwendige Auslagen eines am 
Verfahren Beteiligten.
(3) Auslagen des Staatshaushalts sind die Aufwen­
dungen, die bei der Vorbereitung und Durchführung 
des gerichtlichen Verfahrens für die Entschädigung 
von Zeugen, Vertretern der Kollektive, Sachver­
ständigen und Pflichtverteidigern, für Post-, Fern­
sprech- und Telegrammgebühren sowie für ähnliche 
Zwecke oder für die Veröffentlichung der Entschei­
dung entstehen, soweit sie 3,-M übersteigen.
(4) Notwendige Auslagen eines am Verfahren Be­
teiligten sind dessen Aufwendungen bei der Wahr­
nehmung seiner Rechte und Pflichten im Verfahren, 
insbesondere Verdienstausfall und Reisekosten so­
wie erstattungsfähige Kosten des gewählten Vertei­
digers des Angeklagten und des Rechtsanwaltes des 
Geschädigten.

§ 361
Ruhen der Verjährung
der Verwirklichung der Maßnahmen
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
(1) ln die Verjährungsfrist ist die Zeit nicht einzu­
rechnen , während der die Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit nicht verwirklicht werden 
kann, weil sich der Verurteilte außerhalb des Gebie­
tes der Deutschen Demokratischen Republik auf­
hält. Während der Bewährungszeit gemäß § 349 Ab­
satz 4 ruht die Verjährung des Strafvollzuges.
(2) Die Verjährung der Verwirklichung einer Strafe 
mit Freiheitsentzug ruht auch während ihres Vollzu­
ges.

Anmerkung: Zur Entschädigung von Zeugen. Ver­
tretern der Kollektive. Sachverständigen und 
Pflichtverteidigern vgl. §§6-10, 12 Abs. 1, §13 
Abs. 1. § 14, §§ 17-19 der EntschädigungsAO (Re<z.- 
Nr. 11.).

§ 363
Auslagen bei Geltendmachung 
von Schadensersatz
(1) Hat der Geschädigte in einem Strafverfahren 
einen Schadensersatzantrag gestellt und wird im 
Verfahren über diesen Anspruch entschieden, sind 
hierfür keine Gerichtsgebühren zu berechnen. Sind 
durch die Geltendmachung des Schadensersatzan­
spruches besondere Auslagen entstanden, finden die 
§§ 362, 364 Absatz 1 für diese Auslagen Anwendung.
(2) Wird über den Schadensersatzanspruch im Straf­
verfahren nur dem Grunde nach entschieden oder 
hat das Gericht Bedenken, im Strafbefehl über den 
Schadensersatza'ntrag zu entscheiden, und wird die 
Sache aus diesen Gründen zur Entscheidung über 
den Anspruch gemäß §§ 242 Absatz5, 271 Absätze 4 
und 5 an das zuständige Gericht verwiesen, gelten für 
das weitere Verfahren die Vorschriften über die 
Kosten der jeweiligen Verfahrensart.

§ 364
Auslagcnpflicht des Verurteilten
(1) Die Auslagen des Verfahrens hat der Angeklag­
te insoweit zu tragen, als das Verfahren zu seiner 
Verurteilung geführt hat oder nach den Bestimmun­
gen des Strafgesetzbuches von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen 
wurde. Das gleiche gilt, soweit gerichtliche Entschei­
dungen zur Verwirklichung von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung zuungunsten des Verur­
teilten getroffen wurden.
(2) Im Verfahren gegen Jugendliche kann davon ab-
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